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Die Kommission zur Parlamentarische Initiative „Parlamentarische Demokratische Mit
wirkungsrechte bei Behördenreferenden“ behandelte die Vorlage in einer Sitzung und 
dankt den Vertretern des Departementes für Inneres und Volkswirtschaft für die Beglei
tung der Verhandlungen. 
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Zusammenfassung der Ergebnisse

Die Kommission ist mit einem Verhältnis von 13:1 auf die Vorlage eingetreten. Da nur 
ein Paragraph von der Parlamentarischen Initiative (PI) betroffen war, konnte das Ein
treten und die 1. sowie die 2. Lesung in einer einzigen Sitzung abgehandelt werden. Die 
Kommission stimmte der Ergänzung des Stimm- und Wahlrechtsgesetzes mit einer 
grammatikalischen Ergänzung respektive Anpassung nach der 2. Lesung mit einem 
Verhältnis von 13 Ja-Stimmen zu 1 Nein-Stimme deutlich zu. 

Abstimmung:
Stimm- und Wahlrechtsgesetz, neuer Abs. 4 von § 27 StWG: 
Für Botschaften zu Vorlagen, bei welchen das Behördenreferendum ergriffen wurde, 
werden die von den Urhebern des Behördenreferendums mitgeteilten Argumente ange
messen wiedergegeben. 

Dieser neuen Bestimmung wird mit 13 Ja-Stimmen zu 1 Nein-Stimme zugestimmt. 

1. Allgemeines

Die PI, welche am 18. März 2026 im Grossen Rat vorläufig unterstützt wurde, fordert 
eine Ergänzung des Gesetzes über das Stimm- und Wahlrecht im Bereich der Mitwir
kungsrechte, bei denen das Behördenreferendum ergriffen wurde. Das Stimm- und 
Wahlrechtsgesetz hatte dies bis anhin nicht vorgesehen. 

2. Eintreten

Die Kommission sprach sich deutlich mit 13 Ja- gegen 1 Nein-Stimme für Eintreten aus. 
Auch im Grossen Rat hatte sich ja eine klare Mehrheit für eine Unterstützung der PI 
ausgesprochen. 

3. Detailberatung

In der Detailberatung wurde vor allem über das „Wohin gehört die Anpassung“ des Ge
setzestextes diskutiert. So gab es verschiedene Stimmen und Ansichten, ob es einen 
neuen Artikel 4 im Paragraphen 27 überhaupt brauche oder nicht. Es wurde teils kontro
vers diskutiert, ob man diese Gesetzesanpassung nicht auch im Abschnitt 2 oder im Ab
schnitt 3 ergänzen und einfügen könnte, ohne einen zusätzlichen Abschnitt einfügen zu 
müssen. 
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Gemäss dem vorliegenden neuen Absatz 4 können Argumente in die Abstimmungsbot
schaft eingebracht werden. Absatz 4 regelt nach Meinung der Kommission somit ein 
Mitwirkungsrecht. Der in die Diskussion eingebrachte Absatz 2 hingegen regelt die In
formationspflicht der Behörden. Das ist ein klarer Unterschied. 

Beim heutigen Absatz 3 wird vor allem auf Botschaften von Initiativen und fakultativen 
Referenden eingegangen, welche bekanntermassen schon vorgängig Urheberkomitees 
haben. Ein Behördenreferendum ist aber nicht dasselbe und wäre daher im Absatz 3 
systemfremd.

Schlussendlich wurde der Antrag gestellt, an Stelle eines neuen Absatzes 4 den Absatz 
2 mit folgendem Satz zu ergänzen: Wurde das Behördenreferendum ergriffen, sind die 
von deren Urhebern mitgeteilten Argumente angemessen wiederzugeben. Dieser An
trag wurde mit 5 Ja- zu 9 Nein-Stimmen abgelehnt.

Ein Kommissionsmitglied stellte fest, dass nach der ursprünglichen Formulierung sich 
das Behördenreferendum auf die Botschaft bezogen hätte – das Behördenreferendum 
muss sich aber auf eine Vorlage beziehen. Sie stellt aus grammatikalischen Überlegun
gen den Antrag, den Absatz 4 wie folgt zu präzisieren: Für Botschaften zu Vorlagen, bei 
welchen das Behördenreferendum ergriffen wurde, werden die von den Urhebern des 
Behördenreferendums mitgeteilten Argumente angemessen wiedergegeben.
Dieser Antrag wird einstimmig angenommen. 

Schlussabstimmung: 
Die Kommission stimmt der Änderung des Stimm- und Wahlrechtsgesetzes mit einem 
neuen Absatz 4 beim § 27 StWG mit 13 Ja- zu 1 Nein-Stimme zu.

Der Kommissionspräsident
Peter Bühler

Beilagen:
- Fassung der vorberatenden Kommission
- Synopse








